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Herr Botschafter, 250 Vertreter der bei-
den rivalisierenden Parlamente und
der Zivilgesellschaft in Libyen haben
unter der Obhut der UN einem Abkom-
men zugestimmt. Was bedeutet das?

Dieses Abkommen ist Abschluss und
Anfang zugleich. Nach Monaten des Ver-
handelns gibt es eine Grundlage für das
Ende des Bürgerkriegs. Damit beginnt
aber auch eine harte Arbeit an der Ba-
sis; denn der Versöhnungsprozess muss
nun in alle Regionen des Landes getra-
gen werden. Schon während der nächs-
ten 30 Tage soll dieser aus neun Köpfen
bestehende Präsidentschaftsrat von Mit-
gliedern beider Parlamente eine Ein-
heitsregierung bilden, also Minister be-
nennen, die wieder eine zentrale Macht
in Libyen schaffen, so dass in zwei Jah-
ren gewählt werden kann. Regierungs-
sitz soll die Hauptstadt Tripolis sein.

Konnten seit der Übereinkunft neue
Partner gefunden werden?

Die Träger des Versöhnungsgedan-
kens in Libyen versuchen, von der Basis
her den Einheitsprozess zu verstärken.
So haben sich Bürgermeister zusammen-
gefunden, die das politische Abkommen
mittragen. Eine wichtige Rolle spielen
die Stämme vor allem im Osten des Lan-
des, aber auch die Frauen- und Jugendver-
bände sowie die politischen Parteien.
Mittlerweile wird das Abkommen von
der Mehrheit des Parlaments von Tobruk
unterstützt. Mir kommt es im Rahmen
der UN darauf an, auch die an Bord zu ho-
len, die das Abkommen noch ablehnen.

Seit dem Zerfall des Gaddafi-Regimes
2011 tobt ein Bürgerkrieg in Libyen,
den keine Seite bislang für sich ent-
scheiden konnte. Was gibt gerade jetzt
Hoffnung auf einen Ausgleich?

Die Gefahr der Ausbreitung des „Isla-
mischen Staats“ (IS) sehen alle, mit de-
nen ich in den vergangenen Wochen ge-
redet habe. Seit Herbst 2014 hält der IS
die wichtige Hafenstadt Sirte im Griff
und macht sich damit im Herzen Liby-
ens breit. Mittlerweile versuchen seine
Milizen, bis zu den Ölfeldern im Süden
vorzudringen. An der Küste sind die Raf-
finerien am Golf von Sirte bedroht.
Auch besteht die Furcht, der IS könnte
sich mit der Terrorgruppe Boko Haram
aktiv vereinen, wenn die IS-Ausbreitung
nach Süden nicht endlich gestoppt wird.

Und da kann man hoffen, dass eine
schwache Einheitsregierung den IS-
Vormarsch stoppt?

Tatsächlich muss es darum gehen,
dass diese Einheitsregierung es schafft,
wieder eine libysche Armee zusammen-
zufügen, die gegen den IS kämpfen kann.
Es geht um eine ordnende Macht für das
gesamte Staatsgebiet, die auch die verbre-
cherischen Aktionen vieler Clans, zum
Beispiel beim Menschenhandel, unter
Kontrolle bringt. Einen Dialog mit dem
IS kann es genauso wenig geben wie
einst mit den Terroristen von Al Qaida.
Aber nur eine geeinte libysche Armee
kann den Kampf gegen den IS aufneh-
men, und nur eine effektiv arbeitende
Einheitsregierung kann dann die interna-
tionale Gemeinschaft um Unterstützung
in dieser Auseinandersetzung bitten.

Welche Rolle spielen die anderen arabi-
schen und die afrikanischen Staaten?

Bei den Beratungen, auch auf dem in-
ternationalen Libyen-Treffen in Rom,
waren eine Reihe arabischer Staaten
und die Afrikanische Union dabei. Sie
eint ebenfalls der Wunsch, den IS zu-
rückzudrängen. Das trifft vor allem auf
die Nachbarstaaten Ägypten, Tunesien,
Algerien und Marokko sowie in Afrika
auf Tschad und Niger zu. Eine beson-
ders wichtige und konstruktive Rolle
spielt die Regierung in Kairo. Trotz ih-
rer unterschiedlichen politischen An-
schauungen in Bezug auf Libyen ziehen
auch die Regierungen Abu Dhabis, Qa-
tars und der Türkei an einem Strang.

Und was ist Ihre Rolle?
Meine Aufgabe ist die Koordination

all dieser Bemühungen um eine starke
Regierung der nationalen Einheit. Da-
für habe ich in den letzten Tagen nach
dem Treffen von Rom weiter versucht,
die Koalition der Unterstützer für den
Frieden zu vergrößern, und bin auch in
schwierigen Regionen Libyens unter-
wegs. Ich werde weiter auch mit denen
reden, die sich gegen das Abkommen
stemmen; denn es ist unerlässlich, im
Gespräch zu bleiben. Anfang 2015 muss-
ten die UN ihr Büro in Tripolis aufgeben
und nach Tunis evakuiert werden. Ich
hoffe, dass wir möglichst bald wieder in
Tripolis unsere Fahne hissen können.
Die Fragen stellte Jörg Bremer.

Im Gespräch: Martin Kobler, Sondergesandter für Libyen

„Nur eine geeinte libysche
Armee kann IS besiegen“

 BERLIN, im Dezember

H interhof, erste Etage, ehemaliges
Ost-Berlin. Der riesige Bild-
schirm des Apple-Rechners, hin-

ter dem Janis Walter sitzt, hat etwas Un-
wirkliches, hier, wo der Mief vergangener
Jahrzehnte noch nicht vollends verzogen
ist – und man den Kapitalismus überwin-
den will. Walter, 24 Jahre alt, ist einer von
acht Bundessprechern der Linksjugend
Solid, der parteinahen Jugendorganisati-
on der Linkspartei. Einer Jugendorganisa-
tion, die wächst, seit sie sich 2007 aus
mehreren linken Jugendverbänden zusam-
menschloss. 2007 waren es 2629 aktive
Mitglieder, 2014 bereits 5359. Mit den
Mitgliedern der Linkspartei unter 35 Jah-
ren, die als passive Mitglieder der Linksju-
gend geführt werden, so sagt er, „kom-
men wir ungefähr auf das Doppelte“.

Man stehe „quer zum Trend“, be-
schreibt Walter die Lage. Die Linksjugend
Solid ist ein Gegenbeispiel zu dem, was bei
anderen Jugendorganisationen zu beob-
achten ist, die es fast als positiv werten
müssen, wenn in den vergangenen Jahren
eine gewisse Konstanz in ihren Zahlen zu
verzeichnen ist. Die Junge Union, die mit
Abstand größte Jugendorganisation, hat
derzeit rund 115 000 Mitglieder, pro Jahr
werden es rund 2000 weniger. Die Jusos lie-
gen seit zehn Jahren etwa gleichbleibend
bei 50 000 Mitgliedern, die Jungen Libera-
len haben nach einem Hoch im Jahr 2010
mit fast 13 000 Mitgliedern nun weniger
als 10 000, und die Grüne Jugend stabili-
siert sich leicht unterhalb der 8000 Mitglie-
der. Aufwind sieht anders aus.

Dennoch ist es der Blick auf die Partei-
en – gerade CDU und SPD –, der relati-
viert, weil er verrät, dass es noch schlim-
mer geht. 275 000 Mitglieder verlor die
SPD von der Jahrtausendwende bis zum
vorigen Jahr, die CDU im gleichen Zeit-
raum 160 000. Und auch die jüngste
Shell-Jugendstudie ist ernüchternd. Denn
sie stellt zwar fest, dass es eine Repolitisie-
rung der Jugend gibt und sich mit 46 Pro-
zent wieder deutlich mehr Jugendliche
zwischen 15 und 24 Jahren „ganz allge-
mein für Politik interessieren“ als 2002,
als die Entwicklung ihren absoluten Tief-
punkt erreichte und nur noch 34 Prozent
das von sich sagten. Sie kommt aber auch
zu dem Schluss, dass die Parteien davon
nicht profitieren können. „Wir sehen nun
noch deutlicher, was wir schon immer ge-
ahnt haben: Wir haben es nicht mit einer
Politik-, sondern mit einer Politiker- und
vor allem Parteienverdrossenheit zu tun“,
sagt Mathias Albert, Politikwissenschaft-
ler an der Universität Bielefeld, der die
Studie federführend betreute.

Die Sondersituation bei der Linksju-
gend Solid ist unter einem gewissen Vor-
behalt zu betrachten. Die Jugendorganisa-
tion in dieser Form ist noch vergleichswei-
se jung, wächst am stärksten im Westen,
speziell in Nordrhein-Westfalen, und
schöpft dort im Aufbau und der Phase un-
mittelbar danach vorhandene Potentiale
ab. „Es nur darauf zu reduzieren wäre
aber falsch“, sagt Walter. Auch im Osten
wachse die Organisation deutlich, auch
dort werde das größer, was Walter als ein
„linkes, strömungsübergreifendes Pro-
jekt“ bezeichnet. Er nennt damit ein
Schlüsselwort. „Projektbezogen“, das
taucht so oder so ähnlich überall auf. Bei
den Jugendorganisationen unabhängig
von ihrer politischen Couleur und auch in
der Shell-Studie. Man müsse den Jugendli-
chen ermöglichen, „punktuell und pro-
jektorientiert“ mitzuarbeiten, heißt es
dort. „Die Jugendlichen begeben sich un-
gerne in feste Organisationsformen, wol-
len sich nicht – salopp gesagt – zweimal
im Monat im Hinterzimmer der Dorfwirt-

schaft treffen. Sie sind am empfänglichs-
ten, wenn ihre Mitarbeit unmittelbare Fol-
gen zeigt“, sagt Albert.

„Die Zeit ist knapp, die Angebote sind
riesig, und die Generation Smartphone ist
ungeduldiger geworden“, beschreibt Con-
rad Clemens, Bundesgeschäftsführer der
Jungen Union, die Gründe. Da nehme er
sich selbst nicht aus. Wenn man im Internet
einen Klick im Online-Shop mache, werde
am Tag darauf geliefert – dagegen wirke
eine parteiliche Jugendorganisation mit
über hunderttausend Mitgliedern in ihren
Abläufen und Entscheidungsprozessen
manchmal „sehr behäbig“. Ähnlich sieht
man es bei den Jusos. Deren Vorsitzende,
Johanna Uekermann, sagt: „Parteien kön-
nen abschrecken.“ Die Positionen seien
nicht immer klar erkennbar, und man brau-
che einen langen Atem, um seine Sache
zum Erfolg zu bringen. In der Jugendorgani-
sation der SPD liege der Fokus deshalb in-
zwischen stärker auf Kampagnenarbeit.
„Fünf, sechs Monate ein Thema, ein klarer
Standpunkt, ein Projekt“ sollen über punk-
tuelle Teilhabe den Weg zu parteilichem
Engagement ebnen. Gut sichtbar sei das
beim Thema Flüchtlinge. Vom Leitfaden,
wie Hilfe aussehen könne, bis zu Aktionen
vor Ort – die Jusos brächten sich ein. Flücht-
lingsarbeit, das ist ein Bereich, in dem man
junge Leute vermutet, die über die sponta-
ne ehrenamtliche Hilfe hinaus auch einem
parteilichen Engagement nicht abgeneigt
sind. Mobilisierungspotential also. „Da gibt
es die Einstellung unter den Helfern: Wir
reißen etwas. Wenn wir das hier hinkrie-
gen, können wir auch dem Staat zeigen,
wie es geht“, sagt Uekermann.

„Projektbezogen zu arbeiten und dar-
über Leute für die Jugendorganisation zu
gewinnen ist schon ein gutes Mittel“, sagt
Clemens. Beim Einsatz für das Freihan-
delsabkommen TTIP habe man das zuletzt
gemerkt. Das Prestigeprojekt schlechthin
sei immer wieder der Wahlkampf, der füh-

re zu einer großen Dynamik. Aber auch
auf anderem Wege versucht die Junge Uni-
on, Tempo aufzunehmen. Das beginnt bei
der Kontaktaufnahme als potentielles Neu-
mitglied. Früher, sagt Clemens, habe man
auf der Website ein Formular ausfüllen
müssen, das sei dann an den entsprechen-
den Kreisverband gegangen, und der habe
sich schließlich zurückgemeldet. Bis es
dann bei einem ersten Treffen zu einem
persönlichen Kontakt gekommen sei,
habe es oft Wochen gedauert. Jetzt gibt es
ein Video via Whatsapp aufs Handy, perso-
nalisiert. Im Bild: der Bundesvorsitzende
Paul Ziemiak. Zudem profitiert die Junge
Union von ihrer Größe. „Wir sind sehr de-
zentral und sehr stark in der Fläche. Über
diese lokale Ebene schaffen wir eine nied-
rige Schwelle“, sagt Clemens. „Es macht
mehr Bock, dort hinzugehen, wo schon an-
dere Gleichaltrige sind.“

Dennoch schrumpft die Junge Union.
Die Shell-Studie zeige auch nur eine Wen-
de, keinen Aufbruch, keinen Anschluss
an alte Verhältnisse, sagt Parteienfor-
scher Elmar Wiesendahl. In den Jugendor-
ganisationen wehrt man sich lautstark ge-
gen die oft als unpolitisch verschriene Ju-
gend von heute, die Shell-Studie ist Bal-
sam. „Wenn lamentiert wird, Jugendliche
seien unpolitisch und ichbezogen, ist das
fast überall ein Applausgarant“, sagt Kon-
stantin Kuhle, Vorsitzender der Jungen Li-
beralen. Es gebe sie ja auch, die Neuein-
tritte, betonen die Jugendorganisationen,
nur dass schlichtweg mehr Mitglieder al-
tersbedingt ausschieden. Das diagnosti-
zierte gestiegene politische Interesse sei
aber ein guter Nährboden, sagt Kuhle –
„besser, als wenn das Ergebnis wäre, es in-
teressiert sich per se keiner“.

Zurück zum omnipräsenten Projekt. Ist
es vielleicht das, was aus dem guten Nähr-
boden einen Aufschwung machen kann –
gewinnt man damit langfristig junge Leute
für die Parteiarbeit? Einige wenige wür-

den vielleicht dabeibleiben, sagt Wiesen-
dahl. Die meisten jedoch wollten sich
nicht binden: „Die sind eventorientiert, da
geht es um das kurzfristige Happening.“
Parteiarbeit, auch in der Jugendorganisati-
on, sei aber anstrengend, verlange Beharr-
lichkeit und sei mit Frustration verbun-
den. Um diese Kluft weiß man in den Ju-
gendorganisationen. Projekte könnten
durchaus Gründe vermitteln, sich einer Ju-
gendorganisation anzuschließen, sagt Kuh-
le: „Sie sind aber kein Allheilmittel.“ Weil
konventionelle Parteiarbeit anders funktio-
niert, „mehr ist als Projektarbeit, mehr als
eine Nichtregierungsorganisation“, betont
auch JU-Geschäftsführer Clemens. Die
Entscheidung für eine Jugendorganisation
sei eine Entscheidung für ein Gesamtpa-
ket, sagt Moritz Heuberger, Bundesspre-
cher der Grünen Jugend: „Mehr junge Leu-
te, die ihre Meinung äußern – bei Demons-
trationen oder in Petitionen –, zeigen, dass
politisches Interesse niederschwellig da ist.
Aber der Schritt zum Engagement in einer
Partei ist noch etwas anderes.“ Und Cle-
mens betont: „Natürlich ist es wichtig, die
Jugendlichen cool und hip anzusprechen.“
Aber es gehe auch um Verlässlichkeit, um
die Verantwortung, mal Dinge zu machen,
auf die man keine Lust habe.

In dem Bemühen, dennoch Lust zu ma-
chen auf parteiliche Jugendorganisatio-
nen, ist das Internet inzwischen einer,
wenn nicht der wichtigste Zugang zur
Klientel. „Wichtig ist, außerhalb, aber na-
türlich eben auch im Internet immer zu
schauen, wo bei einer Sache die konkrete
jugendpolitische Relevanz ist“, sagt Kuhle.
Dann gelte es, unkonventionell zu sein.
Das kann auch bedeuten, wie der Vorstand
der Jungen Liberalen Anfang 2014 in der
Europawahl-Kampagne bei Facebook Tau-
senden Usern im Kommune-1-Stil den
nackten Hintern zu zeigen. Oder aber vira-
le Filme im Internet ohne großen Aufwand
zu produzieren. Anders als die Parteien.
2,6 Punkte gab es für diese in der Shell-Stu-
die gerade einmal auf einer Skala von eins
bis fünf – weniger als für Menschenrechts-
gruppen, weniger als für die Bundeswehr,
ja weniger als für große Unternehmen.
Man habe das Gefühl, das online schon
ganz gut zu machen, sagt Kuhle, der in ei-
nem Spot selbst zum Schauspieler wird
und seine „Beziehungsprobleme“ erläutert
– mit der Europäischen Union.

Bei der Jungen Union ist das Social-Me-
dia-Team zwanzigköpfig, so groß ist die
Gruppe der Freiwilligen, die nun die JU-
Kanäle betreut. „Wir haben gesagt: Wir ver-
trauen euch, legt los“, sagt Clemens.
Schneller Verantwortung übertragen, das
sei auch in anderen Bereichen wichtig und
werde bereits temporär praktiziert – „das
muss sich aber auch in der Satzung spie-
geln“. Social Media verstärke alles, sagt
auch Moritz Heuberger. Es ersetze die Stra-
ße als Hauptzugangsweg zu den Menschen
nicht, aber es multipliziere. Eine Reichwei-
te von 10 000 Menschen lasse sich sehr
schnell erreichen. Das sei schon mehr, als
die Grüne Jugend Mitglieder habe. Als die-
se am 3. Oktober bei Facebook schrieb:
„Am 3. Oktober wurde ein Land aufgelöst,
und viele freuen sich noch 25 Jahre da-
nach. Warum sollte das nicht noch einmal
mit Deutschland gelingen?“, fand diese
provokante Frage ein enormes Echo,
ploppte bei über einer halben Million Men-
schen in der Facebook-Timeline auf. Über
Social Media, da sind sich die Jugendorga-
nisationen einig, könne man für sich be-
geistern: „Das ist die Demokratie der Ge-
genwart, es ist sehr politisch, was Jugendli-
che auf diesen Kanälen schreiben. Es fin-
det ein massiver Diskurs statt“, sagt Cle-
mens. Das, so sagen alle, führe auch zu Bei-
tritten. Sie sind dringend nötig.

stah. FRANKFURT, 29. Dezember. Das
Oberlandesgericht Frankfurt hat den Ru-
ander Onesphore Rwabukombe am
Dienstag zu lebenslanger Haft wegen
Völkermordes verurteilt. Das Gericht
stellte zudem die besondere Schwere der
Schuld fest, was eine vorzeitige Haftent-
lassung Rwabukombes ausschließt. Im
Februar 2014 war der Ruander von dem
gleichen Gericht bereits wegen Beihilfe
zum Völkermord in Ruanda zu 14 Jahren
Haft verurteilt worden. Der Bundesge-
richtshof in Karlsruhe hob das Urteil im
Mai 2015 jedoch auf und verwies den
Fall mit der Begründung zurück nach
Frankfurt, dass der Mann nicht nur Bei-
hilfe, sondern täterschaftlichen Völker-
mord begangen habe. Schon das Frank-
furter Oberlandesgericht hatte es nach ei-
nem drei Jahre dauernden Prozess als er-
wiesen angesehen, dass Rwabukombe an
einem Massaker vor einer Kirche in Ru-
anda mitgewirkt hatte.

Der Vorsitzende Richter Josef Bill sag-
te am Dienstag zur Begründung der le-
benslangen Haftstrafe, mangels Aussage
des Angeklagten müssten die objektiven
Umstände bewertet werden. Das Massa-
ker vom 11. April 1994, an dem Rwabu-
kombe beteiligt war, sei beispielhaft für
die Massaker während des ruandischen
Völkermordes gewesen. Mehr als vier-
hundert Tutsi-Flüchtlinge waren auf
dem Kirchengelände von Kiziguro er-
mordet worden. Der heute 58 Jahre alte
Rwabukombe war Bürgermeister in ei-
ner Nachbargemeinde, dessen Bewohner
(vornehmlich Hutu) mit ihm vor den Wir-
ren des Krieges zwischen der Hutu-Re-
gierung und den aus Uganda anrücken-
den Tutsi-Truppen des heutigen Präsiden-
ten Paul Kagame flohen. Sie ließen sich

in einem Flüchtlingslager nahe dem Tat-
ort Kiziguro nieder – unter Führung Rwa-
bukombes. Er gehörte der örtlichen Füh-
rung der Regierungspartei MRND an, de-
ren Jugendorganisation „Interahamwe“
im Rahmen der „Hutu Power“-Bewe-
gung maßgeblich am Völkermord betei-
ligt war.

Auf dem benachbarten Kirchengelän-
de hatten zum Tatzeitpunkt mindestens
450 Tutsi Schutz gesucht. Um das Gelän-
de hatten sich Hunderte Soldaten, Gen-
darmen, Gemeindepolizisten sowie An-
gehörige von Milizen und Zivilisten, die
mit Macheten, Beilen, Hacken und ähnli-
chem Werkzeug bewaffnet waren, zusam-
mengerottet, um das Kirchengelände an-
zugreifen. Nach Ansicht des Gerichts
gab Rwabukombe gemeinsam mit ande-
ren örtlichen Autoritätspersonen den Be-
fehl zum Angriff. Daraufhin töteten die
Angreifer die allermeisten der Flüchtlin-
ge, überwiegend mit den mitgebrachten
Waffen. Es sei zu Plünderungen und Ver-
gewaltigungen gekommen.

Im Hauptverfahren gegen den frühe-
ren Bürgermeister hatten die Frankfur-
ter Richter nicht eindeutig feststellen
können, ob Rwabukombe mit Völker-
mordabsicht handelte und ob seine Mit-
wirkung als „Täterschaft“ einzustufen
ist. Der nun zuständige vierte Strafsenat
sieht Rwabukombes Absicht deutlich: Es
habe sich um Völkermord gehandelt,
weil sich die Tat nicht gegen Personen,
sondern gegen eine Volksgruppe – die
Tutsi – gerichtet habe.

Rwabukombe, der in den achtziger
Jahren in Trier Tiefbau studiert hatte,
lebte seit 2002 als Flüchtling wieder in
Deutschland (Aktenzeichen 4–3 StE
4/10 – 4 – 1/15).
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Willkommen in der
Projektdemokratie

Ruander in Frankfurt zu
lebenslanger Haft verurteilt
„Rwabukombe handelte mit Völkermord-Absicht“

Für die Herstellung der Frankfurter Allgemeinen Zeitung wird ausschließlich Recycling-Papier verwendet.

Junge Menschen tun sich nicht unbedingt
schwer mit Politik – oft sind ihnen vielmehr die
Parteien fremd. Eine Herausforderung
für deren Jugendorganisationen.

Von Johannes Mohren

Chefin und Nachwuchs: Kanzlerin und CDU-Bundesvorsitzende Angela Merkel und JU-Vorsitzender Paul Ziemiak auf dem Deutschlandtag im Oktober Fotos dpa

„Parteien können abschrecken“: Uekermann auf dem Juso-Kongress


